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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die vorstehenden Außenkanten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die technischen Vorschriften, denen die Kraft- 
fahrzeuge nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschrif- 
ten genügen müssen, betreffen unter anderem auch 
die vorstehenden Außenkanten. 

Diese Vorschriften sind von Mitgliedstaat zu Mit- 
gliedstaat verschieden. Hieraus ergibt sich die Not- 
wendigkeit, daß von allen Mitgliedstaaten - ent- 
weder zusätzliche oder an Stelle ihrer derzeitigen 
Regelung - gleiche Vorschriften erlassen werden, da- 
mit vor allem das EWG-Betriebserlaubnisverfahren 
gemäß der Richtlinie des Rates (70/156/EWG) vom 
6. Februar 1970 zur Angleichung der Rechtsvorschrif- 
ten der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis 
für Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger auf 
jeden Fahrzeugtyp angewandt werden kann. 

Es empfiehlt sich, einige der technischen Vorschrif- 
ten zu übernehmen, die von der UN-Wirtschaftskom- 
mission für Europa in der Regelung Nr. 26 geneh- 
migt worden sind („Einheitliche Vorschriften für die 
Genehmigung der Kraftfahrzeuge hinsichtlich der 
vorstehenden Außenkanten'') 2). Diese Regelung ist 
dem Übereinkommen vom 20. März 1958 über die 
Annahme einheitlicher Bedingungen für die Geneh- 
migung der Ausrüstungsgegenstände und Teile von 


Kraftfahrzeugen und über die gegenseitige Aner- 
kennung der Genehmigung als Anhang beigefügt. 

Diese Vorschriften finden Anwendung auf Kraft- 
fahrzeuge der Klasse Mi. Die internationale Klassi- 
fizierung ist in der obengenannten Richtlinie des 
Rates (70/156/CEE) vom 6. Februar 1970 aufgeführt. 

Die Angleichung der innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften über Kraftfahrzeuge beinhalten die gegen- 
seitige Anerkennung aller der von den einzelnen 
Mitgliedstaaten aufgrund gemeinsamer Vorschriften 
durchgeführten Kontrollen. Dazu ist unerläßlich, daß 
diese Vorschriften von allen Mitgliedstaaten vom 
gleichen Datum angewendet werden - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Als Fahrzeuge im Sinne dieser Richtlinie gelten 
alle für den Verkehr auf der Straße bestimmten 
Kraftfahrzeuge der Klasse Mi mit mindestens vier 
Rädern und einer bauartbedingten Höchstgeschwin- 
digkeit von mehr als 25 km/h. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten dürfen die EWG-Betriebserlaub- 
nis oder die Betriebserlaubnis mit nationaler Gel- 
tung für ein Fahrzeug nicht wegen der vorstehen- 
den Außenkanten verweigern, wenn diese den Vor- 
schriften von Anhang I und II entsprechen. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 42 
vom 23. Februar 1970, S. 1 

2) Dokument der Wirtschaftskommission für Europa 
E/ECE/324 
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Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten dürfen den Verkauf, die Zulas- 
sung, die Inbetriebnahme oder die Benutzung von 
Fahrzeugen nicht wegen der vorstehenden Außen- 
kanten verweigern oder verbieten, wenn diese den 
Vorschriften von Anhang I und II entsprechen. 


Artikel 4 

Der Mitgliedstaat, der die Betricbserlaubnis erteilt 
hat, trifft die erforderlichen Maßnahmen, um von 
jeder Änderung eines Bauteils oder eines Merkmals 
nach Anhang I Punkt 2.2 unterrichtet zu werden. Die 
zuständigen Behörden dieses Mitgliedstaates befin- 
den darüber, ob der geänderte Prototyp erneut ge- 
prüft und darüber ein neuer Prüfbericht erstellt wer- 
den muß. 

Die Änderung wird nicht genehmigt, wenn die Prü- 
fung ergibt, daß die Vorschriften dieser Richtlinie 
nicht eingehalten werden. 


Artikel 5 

Änderungen, die zur Anpassung der Vorschriften der 
Anhänge I, II und 111 an den technischen Fortschritt 


notwendig sind, werden nach dem Verfahren des 
Artikels 13 der Richtlinie des Rates (70/156/EWG) 
vom 6. Februar 1970 zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über die Betriebser- 
laubnis für Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhän- 
ger erlassen. 


Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen 
vor dem 1. Januar 1975 die Bestimmungen, die 
nötig sind, um dieser Richtlinie nachzukommen, 
und setzen die Kommission unverzüglich hiervon 
in Kenntnis. Sie wenden diese Bestimmungen ab 
1 . Oktober 1975 an. 

2. Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrichten 
die Mitgliedstaaten die Kommission so rechtzei- 
tig von allen Entwürfen der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften, die sie auf dem von dieser 
Richtlinie erfaßten Gebiet zu erlassen beabsich- 
tigen, daß diese sich hierzu äußern. 


Artikel 7 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleiiet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
24. Januar 1974 - 1/4 -6S0 70-E- Au 31/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 21. Dezember 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Anhang I 


Allgemeines, Begriffsbestimmungen, Antrag auf EWG-Betriebserlaubnis, EWG-Betriebserlaubnis, 
Allgemeine Vorschriften, Besondere Vorschriften, Übereinstimmung der Produktion 3) 


1 . Allgemeines 

1.1. Die Vorschriften dieses Anhangs gelten weder für äußere Rückspiege] noch für Zubehörteile wie 
Radioantennen oder Gepäckträger. 

1.2. Zweck dieser Vorschriften ist, die Verletzungsgefahr bzw. die Schwere der Verletzungen bei 
Personen zu verringern, die bei Zusammenstößen von der Karosserie angeschlagen oder gestreift 
werden. 

2. Begriffsbestimmungen 

2.1. Im Sinne dieser Richtlinie ist unter „Betriebserlaubnis eines Fahrzeugs'' die Betriebserlaubnis 
eines Fahrzeugs hinsichtlich der vorstehenden Außenkanten zu verstehen; 

2.2. Unter „Fahrzeugtyp" hinsichtlich der vorstehenden Außenkanten sind Kraftfahrzeuge zu verstehen, 
die untereinander keine grundlegenden Verschiedenheiten aulweisen; diese Unterschiede können 
beispielsweise die äußere Form betreffen oder die verwendeten Werkstoffe-, 

2.3. Unter „Außenfläche" ist der gesamte äußere Aufbau des Fahrzeugs zu verstehen, einschließlich 
Motorhaube, Kofferraumdeckel, Türen, Kotflügel und äußerlich sichtbare Verstärkungsteile: 

2.4. Unter „Bodenlinie" ist folgende Linie zu verstehen: 

Um das Fahrzeug wird ein Kegel mit vertikaler Achse und einem halben Öffnungswinkel von 30 
in der Weise verschoben, daß er die Außenfläche der Karosserie möglichst weit unten berührt. 
Die Bodenlinie ist der geometrische Ort der Berührungspunkte. Bei der Ermittlung der Bodenlinie 
werden die Ansatzstellen für den Wagenheber, die Auspuffrohre und die Räder nicht in Betracht 
gezogen. Bei den Radlücken wird angenommen, daß diese durch eine fiktive Oberfläche verdeckt 
sind, die sich an die benachbarte Fläche ohne Vorsprünge anschließt; 

2.5. Unter „Krümmungshalbmesser" ist die angenäherte Größe einer Abrundung zu verstehen, jedoch 
keine präzise geometrische Form. 

3. Antrag auf EWG-Betriebserlaubnis 

3.1. Die Beantragung der EWG-Betriebserlaubnis für einen Fahrzeugtyp hinsichtlich der vorstehenden 
Außenkanten wird vom Hersteller des Fahrzeugs oder seinem Vertreter eingereicht. 

3.2. Dem Antrag sind in dreifacher Ausfertigung folgende Dokumente beizufügen: 

3.2.1. Photographische Aufnahmen der Vorder- und Hinterseite sowie der Seitenflächen des Fahrzeugs, 

3.2.2. Maßzeichnungen der Stoßstangen sowie gegebenenfalls 

3.2.3. Zeichnungen bestimmter vorspringender Außenkanten, gegebenenfalls auch Zeichnungen gewisser 
Teile der Außenfläche gemäß Punkt 6.9.1. 

3.3. Dem mit den Zulassungsprüfungen beauftragten technischen Dienst sind vorzuführen: 

3.3.1. entweder ein für den zuzulassenden Fahrzeugtyp repräsentatives Fahrzeug oder die für die 
Durchführung der Prüfungen und Kontrollen dieses Anhangs erforderlichen Teile, 

3.3.2. auf Verlangen des obengenannten technischen Dienstes bestimmter Teile bzw. Proben der ver- 
wendeten Werkstoffe. 


'3 Der Text dieser Anhänge entspricht der Regelung Nr. 26 der UN-Wirtschaftskommission für Europa; insbesondere 
ist die Unterteilung in Punkte dieselbe; wenn daher ein Punkt der Regelung Nr. 26 nicht in diesen Anhang über- 
nommen worden ist, so ist seine Nummer als Hinweis in Klammern angegeben. 
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4. EWG-Betriebserlaubnis 

(4.1.) 

(4.2.) 

(4.3.) 

(4.4.) 

(4.4.1.) 

(4.4.2.) 

(4.5.) 

4.6. Dem EWG-Betriebserlaubnisbogen ist eine Bescheinigung nach dem im Anhang III aufgeführten 

Muster beizufügen. 

5. Allgemeine Vorschriften 

5.1. Die Bestimmungen dieses Anhangs gelten nicht für solche äußere Fahrzeugteile, die bei belastetem 
Fahrzeug und bei geschlossenen Türen, Fenstern, Kofferraumdeckeln usw. 

5.1.1. sich in mehr als 2,00 m Höhe befinden, 

5.1.2. unterhalb der Bodenlinie liegen, 

5.1.3. so angeordnet sind, daß sie unter statischen Bedingungen durch eine Kugel von 100 mm Durch- 
messer nicht berührt werden können. 

5.2. Die Außenfläche der Fahrzeuge darf keine spitzen oder scharfen Teile aufweisen, noch irgend- 
welche nach außen gerichteten Kanten, die infolge ihrer Form, ihrer Abmessungen, ihrer Anord- 
nung oder ihrer Härte die Verletzungsgefahr bzw. die Schwere der Verletzungen bei Personen 
erhöhen können, die bei Zusammenstößen von der Karosserie angeschlagen oder gestreift 
werden. 

5.3. Die Außenfläche der Fahrzeuge darf keine nach außen gerichteten Teile aufweisen, von denen 
Fußgänger, Radfahrer oder Kraftfahrer erfaßt werden können. 

5.4. Vorbehaltlich der Bestimmungen von Punkt 5.5., 6.1.3., 6.3., 6.4.2., 6.7.1., 6.8.1. und 6.10. darf kein 
vorspringender Punkt der Außenfläche des Fahrzeugs einen Krümmungshalbmesser unter 2,5 mm 
aufweisen. 

5.5. Vorstehende Teile der Außenfläche, die aus Werkstoffen bestehen, deren Härte 60 shore A nicht 
übersteigt, können einen Krümmungshalbmesser unter 2,5 mm aufweisen. 

6. Besondere Vorschriften 

6.1. Verzierungen 

6.1.1. Außen aufgesetzte Verzierungen, die um mehr als 10 mm über ihren Sockel hervorstehen, müssen 
unter einer Kraft von 10 daN, die in beliebiger Richtung an dem am weitesten vorstehenden 
Punkt angebracht wird, sich eindrücken, abfallen oder sich annähernd parallel an die Oberfläche, 
an der sie befestigt sind, anlegen. Diese Bestimmungen gelten nicht für Verzierungen auf Kühler- 
verkleidungen, für die lediglich die allgemeinen Vorschriften von Punkt 5 gelten. 

6.1.2. Auf der Außenfläche vorhandene Streifen oder Schutzkappen fallen nicht unter die Vorschriften 
von Punkt 6.1.1.; sie müssen jedoch am Fahrzeug fest angebracht sein. 

6.1.3. Die Vorschrift über den Mindestkrümmungshalbmesser von 2,5 mm gilt nicht für Verzierungen 
von weniger als 5 mm Dicke; die nach vorn gerichteten Kanten solcher Verzierungen müssen 
jedoch gebrochen sein. 

6.2. Scheinwerfer 

6.2.1. An Scheinwerfern sind Sonnenblenden und vorstehende Umrahmungen zulässig, unter der 
Bedingung, daß sie um nicht mehr als 30 mm gegenüber der Außenfläche der Scheinwerferver- 
glasung überstehen und ihr Krümmungshalbmesser an keinem Punkt kleiner ist als 2,5 mm. 
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Einziehbare Scheinwerfer müssen den Bestimmungen von Punkt 6.2.1. genügen, sowohl in 
Betriebsstellung als auch in versenkter Stellung. 

Gitter und Zwischenräume 

Die Vorschriften von Punkt 5.4. gelten nicht für Zwischenräume zwischen festen oder beweglichen 
Teilen, einschließlich den Teilen für Luftein- und -auslässe und für Kühlerverkleidungen, voraus- 
gesetzt, daß die Entfernung zwischen zwei benachbarten Elementen 40 mm nicht übersteigt. Liegt 
dieser Abstand zwischen 40 und 25 mm, so müssen die Krümmungshalbmesser 1 mm oder mehr 
betragen. Ist jedoch der Abstand zwischen zwei benachbarten Elementen gleich oder kleiner als 
25 mm, so müssen die Abrundungsradien der Außenflächen dieser Elemente mindestens 0,5 mm 
betragen. 

Der Übergang von der Vorderseite zu den Seitenflächen jedes Teiles eines Gitters bzw. der 
Zwischenraum zwischen zwei benachbarten Teilen muß abgerundet bzw. ausgerundet sein. 

Scheibenwischer 

Die Wischhebel müssen so befestigt sein, daß die Antriebswelle mit einer Schutzkappe bedeckt 
ist, deren Krümmungshalbmesser die Vorschriften von Punkt 5.4. erfüllt und die eine Mindest- 
fläche von 150 mm- aufweist. 

Der Punkt 5.4. gilt weder für die Wischhebel noch für irgendwelche Teile des Wischergestänges. 
Jedoch dürfen diese Teile keine scharfen Kanten, scharfen oder spitzen Teile aufweisen, die nicht 
funktionsbedingt sind. 

Stoßstangen 

Die Enden der Stoßstangen müssen gegen die „Außenfläche" des Wagens umgebogen sein, um 
die Gefahr des Hängenbleibens zu verringern. 

Bestandteile der Stoßstangen müssen so beschaffen sein, daß alle nach außen gerichteten starren 
Flächen einen Mindestkrümmungshalbmesser von 5 mm aufweisen. 

Griffe, Scharniere und Druckknöpfe an Türen, Kofferraumdeckeln und Klappen; 

Tanköffnungen und Tankdeckel 

Diese Teile dürfen bei den Seitentüren um nicht mehr als 40 mm, in allen anderen Fällen nicht 
mehr als 30 mm vorstehen. 

Sind die Griffe der Seitentüren als Drehgriffe ausgeführt, so müssen sie folgende Bedingungen 
erfüllen: 

Die offene Seite des Griffes muß nach hinten gerichtet sein, und der Griff muß so angeordnet sein, 
daß die Drehbewegung parallel zur Türebene und nicht nach außen erfolgt; 

Das Ende des Griffes muß gegen die Tür umgebogen sein und in einer Vertiefung liegen. 

Radmuttern, Nabenkappen und Zierkappen 

Die Vorschriften von Punkt 5.4. gelten nicht für diese Teile. 

Radmuttern, Nabenkappen und Zierkappen dürfen keine Vorsprünge in Form von Flügeln auf- 
weisen. 

Bei Geradeausfahrt darf kein Teil der Räder, mit Ausnahme der Luftreifen, die über der Horizon- 
talebene durch ihre Drehachse gelegen sind, über die Vertikalprojektion des äußeren Aufbaus auf 
die Horizontalebene hinausragen. 

Die Zierkappen der Räder, die Radmuttern und die Nabenkappen dürfen jedoch, wenn dies aus 
funktionellen Gründen erforderlich ist, über die Vertikalprojektion des äußeren Aufbaus hinaus- 
ragen, vorausgesetzt, daß die Fläche des vorspringenden Teils einen Krümmungsradius von minde- 
stens 30 mm besitzt und der Uberstand gegenüber der Vertikalprojektion des äußeren Aufbaus 
nicht größer ist als 30 mm. 
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6.8. Blechkanten 

6.8.1. Blechkanten, wie Ränder der Ablaufrinnen und Gleitschienen von Schiebetüren sind zulässig, 

vorausgesetzt, daß ihre Ränder umgebogen oder mit einem Schutzüberzug versehen sind, der den 
einschlägigen Bestimmungen dieses Anhangs entspricht. 

6.9. Karosserieplatten 

6.9.1. Der Krümmungshalbmesser von Falzen in Karosserieplatten kann kleiner als 2,5 mm sein, 

vorausgesetzt, daß er nicht geringer ist als ein Zehntel der Höhe „H" des Vorsprungs, gemessen 
nach der Methode von Anhang II. 

6.10. Seitliche Luitstrom- und Regenabweiser 

6.10.1. Die Kanten von seitlich angebrachten Abweisern, die nach außen gerichtet sind, müssen einen 
Krümmungsradius von mindestens 1 mm aufweisen. 

6.11. Ansatzstellen für Wagenheber 

6.11.1. Die Ansatzstellen für Wagenheber dürfen um nicht mehr als 10 mm über die Vertikalprojektion 
der unmittelbar darüber liegenden Bodenlinie hinausragen. 

( 7 .) 

(7.1.) 

(7.1.1.) 

(7.1.2.) 

(7.2.) 

8. Übereinstimmung der Produktion 

( 8 . 1 .) 

8.2. Zur Überprüfung der Übereinstimmung mit einem zugelassenen Typ wird eine ausreichende 

Anzahl Kontrollen stichprobenweise an Serienfahrzeugen vorgenommen. 

(9.) 

(9.1.) 

(9.2.) 

( 10 .) 
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Anhang II 


Verfahren zur Ermittlung der Höhe der Vorsprünge auf der „Außenfläche'' 


1. Die Höhe H eines Vorsprunges wird graphisch gegenüber dem Umfang eines Kreises von 165 mm 
Durchmesser ermittelt, der das Profil der „Außenfläche'' an der zu kontrollierenden Stelle im Innern 
berührt. 

2. Die Höhe H ist der Maximalwert des Abstandes zwischen dem Umfang dieses Kreises und dem äußeren 
Umriß des Vorsprunges, gemessen auf einer Geraden durch den Mittelpunkt des Kreises von 165 mm 
Durchmesser (siehe Abb. 1). 

3. Besitzt der Vorsprung eine solche Form, daß ein Teil des Profils der „Außenfläche" an der zu prüfenden 
Stelle von einem Kreis von 100 mm Durchmesser nicht außen berührt werden kann, so wird angenom- 
men, daß die Oberfläche an dieser Stelle mit dem Teil des Kreisumfanges übereinstimmt, der zwischen 
den Berührungspunkten dieses Kreises von 100 mm 0 mit dem Außenprofil liegt (siehe Abb. 2). 

4. Der Hersteller hat schematische Schnittzeichnungen der „Außenfläche" an den zu kontrollierenden 
Stellen zu liefern, damit die Höhe der Vorsprünge nach dem oben beschriebenen Verfahren ermittelt 
werden kann. 
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Abb. 2 
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Anhang III 


Anhang zum EWG-Betriebserlaubnisbogen eines Fahrzeugtyps hinsichtlich der vorstehenden 
Außenkanten 

(Artikel 4 Absatz 2 und Artikel iÜ der Richtlinie des Rates vom 6. Februar 1970 zur Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis von Fahrzeugen und Fahrzeuganhängern) 


Angabe der 
Behörde 


Nummer der EWG-Betriebserlaubnis 

1. Fabrik- oder Flandelsmarke des Fahrzeugs 

2. Fahrzeugtyp 

2. Name und Anschrift des Herstellers 

4. Gegebenenfalls Name und Anschrift des Beauftragten 

5. Zur EWG-Betriebserlaubnis vorgeführtes Fahrzeug 

6. Mit den Prüfungen für die EWG-Betriebserlaubnis beauftragter technischer Dienst 

7. Datum des von diesem Dienst ausgestellten Prüfprotokolls 

8. Nummer des von diesem Dienst ausgestellten Prüfprotokolls 

9. Die EWG-Betriebserlaubnis hinsichtlich der vorstehende Außenkanten wird erteilt Verweigert *) 

10. Ort 

11. Datum - 

12. Unterschrift 

18. Nachstehende Unterlagen, die die obengenannte Betriebserlaubnisnummer tragen, werden beigefügt 

photographische Aufnahmen der Vorder- und Hinterseite und der Seitenfläche des Fahrzeugs 

Maßzeichnungen der Stoßstangen sowie gegebenenfalls 

Zeichnungen bestimmter Vorsprünge der Außenfläche 


Nichtzutreffendes streichen 
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Begründung 


Die vorliegende Richtlinie gliedert sich in den Rah- 
men des gemeinschaftlichen Betriebserlaubnisver- 
fahrens ein, das in der Richtlinie 70/156/EWG des 
Rates vom 6. Februar 1970 enthalten ist. 

Belgien hat am 9. Juli 1970 die am 8. April 1970 ge- 
nommenen Beschlüsse M (69) 15 und M (69) 16 des 
Ausschusses der Minister der Benelux-Wirtschafts- 
union betreffend die technischen Bedingungen für 
Fahrzeuge, Anhänger und Sattelanhänger und ins- 
besondere die Außenausstattung. 

Luxemburg hat am 2. Juli 1970 einen Entwurf einer 
großherzoglichen Regelung übermittelt, der den 
großherzoglichen Erlaß vom 23. November 1955 über 
die Regelung des Verkehrs auf allen öffentlichen 
Wegen ändert und ergänzt. Dieser Entwurf betrifft 
insbesondere die Außenausstattung. 

Frankreich hat am 15. September 1971 einen Entwurf 
eines Erlasses (projet d'arrete) betreffend die Außen- 
ausstattung. 

Die Kommission hat diese Mitgliedstaaten aufgefor- 
dert, die Anwendung dieser Entwürfe einstweilen 
zurückzustellen. Diese haben der Aufforderung statt- 
gegeben. Die Übermittlung eines Richtlinienvor- 
schlags an den Rat ist also notwendig. 

Es handelt sich um technische Vorschriften für den 
Bau und die Prüfung der vorstehenden Außenkan- 
ten. 

Bei der Ausarbeitung dieses Vorschlags hat die 
Kommission die von der Genfer Wirtschaftskom- 
mission für Europa durchgeführten Arbeiten^) be- 
rücksichtigt, was für den Warenverkehr nur von 
Vorteil sein kann, da eine sehr große Anzahl Län- 
der in dieser Organisation vertreten ist. 

Der Geltungsbereich wurde auf alle für den Ver- 
kehr auf der Straße bestimmten Kraftfahrzeuge der 
Klasse Mi mit mindestens vier Rädern beschränkt, 
deren bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit 25 
km/h übersteigt (Artikel 1). 

Mit Artikel 2 werden die Vorschriften für die vor- 
stehenden Außenkanten in das Verfahren für die 
EWG-Betriebserlaubnis eingegliedert. 

Da einige neue Mitgliedstaaten zur Zeit das Be- 
triebserlaubnisverfahren mit nationaler Geltung 


nicht kennen, ist es erforderlich, Vorschriften vor- 
zusetzen, um in diesen Staaten die Benutzung der 
Fahrzeuge zu gewährleisten, die den Vorschriften 
dieser Richtlinie entsprechen (Artikel 3) ^). 

Wird ein Prototyp geändert, muß der Mitgliedstaat, 
der die Betriebserlaubnis erteilt hat, befinden kön- 
nen, ob erneut Prüfungen durchzuführen sind (Arti- 
kel 4). 

Artikel 5 sieht ein Verfahren zur Anpassung der 
Vorschriften der Anhänge an den technischen Fort- 
schritt vor; dieses Verfahren ist in Artikel 13 der 
Richtlinie des Rates vom 6. Februar 1970 über die 
Betriebserlaubnis beschrieben. 

In Artikel 6 ist eine doppelte Frist vorgesehen; vor 
Verstreichen der ersten Frist müssen die Mitglied- 
staaten die erforderlichen Maßnahmen ergreifen und 
veröffentlichen, um sich der Richtlinie anzupassen. 
Die zweite Frist dagegen legt das Datum fest, an 
dem alle Mitgliedstaaten die Gemeinschaftsvorschrif- 
ten in Kraft setzen müssen (Artikel 6, Absatz 1). 

Die Kommission ist ferner innerhalb annehmbarer 
Fristen von jedem Vorschriftenentwurf zu unterrich- 
ten, der von den Mitgliedstaaten auf dem von der 
Richtlinie erfaßten Gebiet ausgearbeitet wird, damit 
sie sich gegebenenfalls hierzu äußern kann (Arti- 
kel 6, Absatz 2). 


Anhörung des Europäischen Parlaments und des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Die Stellungnahme dieser beiden Instanzen gemäß 
Artikel 100, Absatz 2 ist erforderlich. 


h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 42 
vom 23. Februar 1970 

^) Reglement Nr. 26 „Einheitliche Vorschriften betreffend 
die Betriebserlaubnis von Fahrzeugen hinsichtlich der 
vorstehenden Außenkanten" (Dok. E/ECE/324; E/ECE/ 
TRANS/505) Rev. 1 / Add. 25) 

ö) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972 „Dokumente betreffend den Bei- 
tritt des Königreichs Dänemark, Irlands und des Ver- 
einigten Königreichs Großbritannien und Nordirland 
zu den Europäischen Gemeinschaften" 

Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpas- 
sungen der Verträge - Anhang 1 - Titel X 
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